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Ziele

Das Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) 
enthält das Ziel, die Treibhausgasemissi-
onen bis 2030 um mindestens 65 % ge-
genüber 1990 zu reduzieren und Klima-
neutralität bis 2045 zu erreichen. Ob-
wohl die Emissionen im Gebäudesektor 
laut Umweltbundesamt in den letzten 
Jahren sanken, wurden die im Klima-
schutzgesetz festgelegten Jahresemissi-
onsmengen für den Gebäudesektor re-
gelmäßig überschritten. Die Umstellung 
der Wärmeversorgung auf nicht-fossile 
Energieträger und die Absenkung der 
Verbräuche sind die wichtigsten Hebel 
für die Transformation und damit für das 
Erreichen des Zieles eines klimaneutra-
len Gebäudebestands. Die vorhandenen 
Technologieoptionen bieten das Potenzi-
al für die Umsetzung der Klimaschutzzie-
le im Gebäudesektor. Was fehlt, ist ein 
Konsens, wie schnell und mit welchen 
Maßnahmen sowie Instrumenten in der 
Wärmewende vorangeschritten werden 
soll. 

Handlungsfelder

Der Beitrag zeigt auf, welche Aspekte auf 
dem Weg zu einem klimaneutralen Ge-
bäudebestand politisch diskutiert wer-
den müssen und welche Punkte aus 
Sicht der Autorinnen und Autoren nicht 
mehr zur Disposition stehen. Ein grund-
sätzlicher Paradigmenwechsel der aktu-
ellen Klimapolitik im Gebäudebereich er-
scheint nicht erforderlich. Jedoch ist klar, 
dass (Nach-)Justierungen hinsichtlich der 

konkreten Maßnahmen und genauen 
Ausgestaltung der Instrumente immer 
stattfinden werden, um die vereinbarten 
Ziele zu erreichen. Dies betrifft vor allem 
die folgenden Handlungsfelder:

▶  Ziele: Die rasche Reduktion der 
Treibhausgasemissionen bis zur Mit-
te des Jahrhunderts ist für eine Be-
grenzung der Erwärmung auf die in 
den Pariser Abkommen definierte 
Höhe notwendig. Eine sachliche De-
batte über den genauen Zeitrah-
men, Sektor- und Zwischenziele ist 
aus Gründen der Akzeptanz in der 
Gesellschaft wichtig, darf aber die 
Dringlichkeit der Umsetzung nicht 
verzögern und muss die Einhaltung 
zulässiger CO2-Budgets berücksichti-
gen.

▶  Schwerpunktsetzung: Klimaneutra-
lität im Gebäudesektor kann durch 
die Reduktion des Energiebedarfs 
und durch den Einsatz klima- 
neutraler Energien erreicht werden. 
Eine einseitige Fokussierung auf 
einen Ansatz ist ineffizient und kann 
aufgrund der knappen Zeit nicht 
erfolgreich sein. Eine Diskussion 
über die konkreten Beiträge von 
Effizienzmaßnahmen an der 
Gebäudehülle und der Umstellung 
der Wärmeerzeugung von fossilen 
auf Erneuerbare Energien ist jedoch 
wichtig und richtig. 
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▶ Marktwirtschaftliche Ansätze: Die 
CO2-Bepreisung und die Einbindung 
des Gebäudesektors in den Europä-
ischen Emissionshandel sind 
zentrale Eckpfeiler der Wärme-
wende, um Investitionen der Gebäu-
deeigentümer in klimaneutrale 
Lösungen wirtschaftlich zu machen. 
Sachliche Diskussion über den Preis- 
und Mengenpfad, mögliche Mindest-
preise und den damit verbundenen 
Belastungen für private Haushalte 
und Unternehmen sind daher 
erforderlich. Nicht zielführend sind 
hingegen Debatten darüber, die 
eine Verteuerung von fossiler 
Energie generell hinterfragen.

▶ Ordnungsrechtliche Ansätze: Kon-
krete Vorgaben und Pflichten in Hin-
blick auf die energetische Sanierung 
und den Austausch bestehender 
Heizungstechniken tragen dazu bei, 
dass Investitionen in Richtung Kli-
maneutralität gelenkt werden. Dis-
kussionen über die genaue Ausge-
staltung des Ordnungsrechts und 
seine Einbettung in den Instrumen-
tenmix müssen im politischen Mei-
nungsbildungsprozess stattfinden, 
sollten aber nicht suggerieren, dass 
ein Weg zurück in eine Welt mit fos-
siler Heizungstechnik möglich ist.

▶ Informatorische Ansätze: Die Ge-
bäudeenergieberatung oder der 
Energieausweis erhöhen die Trans-
parenz und das Bewusstsein der 
Marktakteure, wodurch ein wertvol-
ler Beitrag zum Monitoring der Ener-
giewende geliefert wird. Vorgaben 
zur Offenlegung bestimmter Gebäu-
deeigenschaften sind wichtig, da vie-
le Informationen aufgrund von 
Marktversagen nicht bekannt sind, 
diese aber die Entscheidungen der 
Gebäudeeigentümer und Investoren 
verbessern und sich so auch markt-
wirtschaftliche Anreize stärker ent-
falten können. Eine Diskussion über 
die konkreten Inhalte, Messmetho-
den und Handlungsempfehlungen 
der Beratung und Nachweispflichten 
muss vor dem Hintergrund der neu-
en Anforderung der EU-Gebäude-
richtline geführt werden.

▶ Gesellschaftliche Akzeptanz und 
Verteilungsgerechtigkeit: Gebäude-
sanierung und der Einbau einer kli-
maneutralen Heizung kosten Geld. 
Alle Akteure sollten in die Lage ver-
setzt werden, die notwendigen In-
vestitionen für die Erreichung der 
Klimaneutralität im Gebäudebereich 
zu tätigen. Dies betrifft sowohl Ver-
mietende als auch selbstnutzende 
Eigentümer. Dabei sollten insbeson-
dere einkommensarme Haushalte 
gezielt unterstützt werden, damit 
sich selbstnutzende Eigentümer und 
Mietende das Wohnen in klimaneu-
tralen Gebäuden leisten können.

Wechsel der Energieträger und Hei-
zungssysteme als erste zentrale Säule 
der Wärmewende

In der Wärmeversorgung von Gebäuden 
greifen die Wahl der Heizungstechnolo-
gie, des Energieträgers und der Infra-
strukturen für die Versorgung mit Ener-
gieträgern eng ineinander. Aktuell 
werden 56 % des Wohnungsbestandes 
mit Erdgas und 17 % mit Heizöl versorgt 
(BDEW 2025, Angaben für 12/2024). 
Wärmepumpen und Fernwärme stellen 
die maßgeblichen Systeme dar, um diese 
klimaneutral zu ersetzen. Darüber 
hinaus stehen Heizkessel und Kraft-Wär-
me-Kopplung (KWK) unter Nutzung bio-
gener Fest- und Flüssigbrennstoffe, Bio-
gase, Wasserstoff, synthetischem 
Methan und Flüssigbrennstoffe sowie di-
rektelektrische Heizungen zur Verfü-
gung. Eine weitere Option stellt die So-
larthermie in hybriden Systemen dar. 
Technisch sind die meisten Heiztechnolo-
gien erprobt und aktuell am Markt ver-
fügbar. Die Autorinnen und Autoren sind 
sich einig, dass für die Wärmewende im 
Zeitraum bis zur gesetzlich angestrebten 
Klimaneutralität keine weitere techni-
sche Lösung zu erwarten ist, die bislang 
noch vollkommen unbekannt ist.

Wichtig ist: Strom wird ein zentraler 
Energieträger in der Wärmeversorgung, 
sowohl in der Einzelversorgung als auch 
in Verbindung mit Wärmenetzen. Wärme-
pumpen nutzen Umweltwärme und 
heben diese mittels durch Strom ange-
triebene Pumpen auf ein nutzbares Tem-
peraturniveau. Dabei ist der Anteil der 
Umweltwärme rund zwei Drittel, der des 

Stroms ein Drittel. Ihre Effizienz ist damit 
um den Faktor drei höher als die von 
Heizkesseln. Neben der häufigsten Quel-
le Luft kommen auch diverse andere 
Quellen wie Erdwärme, Gewässer, Ab-
wasser und Abwärme (z.B. aus Rechen-
zentren) in Frage. Die sektorenkoppelnde 
Verknüpfung mit dem Stromsystem er-
fordert die Beachtung wichtiger Aspekte: 
Eine schwankende Wärmenachfrage und 
volatile Strompreise machen eine aktive 
Steuerung des Stromverbrauchs bei 
Wärmeanwendungen notwendig. Das be-
deutet, dass Energiemanagement und 
Wärmespeicher dabei unterstützen, das 
Stromnetz vor Überlastungen zu schüt-
zen. Wenn Wärmenetze durch Nutzung 
elektrischer Wärmeerzeuger, wie Groß-
wärmepumpen oder Power-2-Heat-Anla-
gen, mit dem Stromsystem verbunden 
sind, spielen auch hier Strompreise und 
Netzentgeltregelung eine bedeutende 
Rolle. 

Biomasse kann dort eine Rolle spielen, 
wo sie regional ausreichend zur Verfü-
gung steht. Biogas eignet sich zur Nut-
zung insbesondere in KWK-Anlagen zur 
Versorgung der Wärmenetze. Lokal 
können Gebäude mit Pelletheizungen 
versorgt werden. Die Nutzung von Bio-
masse wird jedoch keine skalierbare 
Option sein, da das Potenzial für nach-
haltig produzierbare Biomasse bereits 
heute ausgeschöpft ist. Außerdem wird 
diese auch in anderen Sektoren benötigt, 
die sich nicht oder nur zu sehr hohen 
Kosten elektrifizieren lassen, wie z.B. 
Hochtemperaturanwendungen in der In-
dustrie oder dem Flugverkehr (Popp et 
al. 2021). Es bestehen erhebliche Unsi-
cherheiten, hinsichtlich der mengenmä-
ßigen und zeitlichen Verfügbarkeit von 
Wasserstoff und synthetischen Brenn-
stoffen sowie ihrer Preise. Langfristig 
werden diese Preise voraussichtlich deut-
lich höher sein als die aktuellen Preise 
für Erdgas und Erdöl (Brändle et al. 
2021). Da die energetische und stoffliche 
Nutzung in der Industrie in fast allen 
Szenarien mindestens 100-200 TWh 
Wasserstoff und synthetische Brennstof-
fe pro Jahr erfordert, wird der auch nach 
2035 knappe Wasserstoff für andere An-
wendungen als den Gebäudesektor be-
nötigt (Kopernikus-Projekt Ariadne 
2021). Wasserstoff, synthetische Methan- 
und Flüssigbrennstoffe sind frühestens 
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ben den Gestehungs- bzw. Importkosten 
wesentlich von den Infrastrukturkosten 
ab, die sich auf Netzentgelte auswirken. 
Parallele Infrastrukturen erhöhen diese 
erheblich, daher ist eine langfristige 
Festlegung der bereitgestellten Netzin-
frastruktur mittels einer langfristigen 
Energieinfrastrukturplanung aus Grün-
den der ökonomischen Vorteilhaftigkeit 
sinnvoll, auch wenn dies zu einer Ein-
schränkung der Lösungsoptionen vor Ort 
führen kann. Die zweite Einschränkung 
erfolgt aufgrund beschränkter Verfüg-
barkeit von Energieträgern (z.B. der bio-
genen Brennstoffe) oder deren noch 
mangelnden preislichen Planbarkeit (z.B. 
bei Wasserstoff oder anderen syntheti-
schen Energieträgern).

Energetische Sanierung als zweite zen-
trale Säule der Wärmewende

Eine Verringerung der Energiever-
bräuche durch die Sanierung der Gebäu-
dehülle und Steigerung der Energieeffi-
zienz technischer Anlagen wird auch 
zukünftig ein wichtiger Bestandteil einer 
erfolgreichen Defossilisierungsstrategie 
des Gebäudebestandes bleiben. Dabei 
wirkt die energetische Sanierung in drei-
erlei Hinsicht: 1. Die Verbrauchskosten 
werden gesenkt, 2. der Ausstoß an Treib-
hausgasen wird verringert und 3. der 
Bedarf an Energieinfrastruktur wird 
verringert. Zudem werden Alternativen 
wie Wärmepumpen und Niedrigtempera-
tur-Fernwärme durch eine höhere Ener-
gieeffizienz schneller wirtschaftlich bzw. 
technisch umsetzbar. Bei der Festlegung 
von Sanierungsanforderungen zu 
beachten sind dabei auch die mit dem 
Materialeinsatz verbundenen Treibhaus-
gasemissionen. Aktuelle techno-ökono-
mische Szenarienrechnungen zeigen, 
dass eine Steigerung der Sanierungsrate 
notwendig ist, um die Klimaziele zu errei-
chen (Thelen et al. 2024). Zu klären ist, 
wer die Kosten hierfür anteilig trägt, 
wenn die „gesamtwirtschaftliche Vorteil-
haftigkeit“ nicht kongruent ist mit der 
individuellen Wirtschaftlichkeit und mit 
der Tragfähigkeit der Stakeholder.

in den 2030er Jahren nach potenziellem 
Aufbau einer entsprechenden Erzeu-
gungs- und Verteilinfrastruktur nutzbar 
und auch nur, wenn diese in ausreichen-
den Mengen verfügbar sind.

Die Versorgung über Wärmenetze ist 
eine grundsätzlich vorteilhafte Lösung, 
da über einen zentralen Hebel viele Ge-
bäude von einer fossilen auf eine klima-
neutrale Versorgung umgestellt werden 
können. Auch wenn der Netzausbau in 
städtischen Gebieten teurer ist, lassen 
sich die Kosten häufig nur in Gebieten 
mit hoher Bevölkerungsdichte auf aus-
reichend viele Anschlüsse verteilen und 
damit die finanziellen Belastungen für 
Einzelne gering halten. Eine weitere 
Randbedingung für einen sinnvollen Ein-
satz in solchen Regionen sind ausrei-
chende Potenziale für regionale erneuer-
bare Wärmebereitstellung. Für die Be-
reitstellung der Wärme für Wärmenetze 
stellen (Groß-)Wärmepumpen die maß-
gebliche Technologie zum Erreichen ei-
ner klimaneutralen Wärmeversorgung 
dar. Darüber hinaus stehen Geothermie, 
Solarthermie, Elektrokessel, Heizkessel 
und Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) unter 
Nutzung biogener Fest- und Flüssig-
brennstoffe, Biogase, Wasserstoff, syn-
thetischem Methan und Flüssigbrenn-
stoffe zur Verfügung. Für Wärmepum-
pen, Geothermie und Abwärme bedarf es 
lokal nutzbare Quellenpotenziale, was 
insbesondere in dicht bebauten Gebieten 
häufig mit rechtlichen und sicherheits-
technischen Herausforderungen verbun-
den ist. 

Die Entscheidung für und wider den Ein-
satz der unterschiedlichen Heizungslö-
sungen ergibt sich in der Regel nicht nur 
aus technischen Überlegungen und per-
sönlichen Präferenzen. Sie hängt neben 
dem Informationsangebot und dem indi-
viduellen Kenntnisstand über Anschaf-
fungskosten auch von der Verfügbarkeit 
von ggf. notwendigen Umweltquellen, 
räumlicher und zeitlicher Verfügbarkeit 
von Energieträgern sowie deren zu er-
wartenden Preisen ab. Diese hängen ne-
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Um die Klimaziele effizient zu erreichen, 
sollten Investitionen idealerweise im 
Rahmen des normalen Investitionszyklus 
erfolgen. Das bedeutet, dass der Um-
stieg auf klimafreundliche Heizsysteme 
und Energieträger am besten dann erfol-
gen sollte, wenn der Austausch der alten 
Heizung ohnehin ansteht. Heizungsanla-
gen haben in der Regel eine Lebensdau-
er von 20 bis 30 Jahren. Vor dem Hinter-
grund des Ziels, bis 2045 einen klima-
neutralen Gebäudebestand zu erreichen, 
bedeutet dies konkret, dass bei jedem 
Heizungstausch in der Regel eine klima-
neutrale Heizlösung installiert werden 
sollte. Der schnelle Umstieg auf erneuer-
bare Energieträger und die zügige ener-
getische Modernisierung der Gebäude 
erfordern verlässliche Rahmenbedingun-
gen, die Gebäudeeigentümer und Inves-
toren dazu veranlassen, die hierfür erfor-
derlichen Investitionen vorzunehmen. 
Das Ausmaß der Investitionen reicht bis-
lang nicht aus, um die Klimaschutzziele 
erfüllen zu können (Expertenrat für Kli-
mafragen 2024).

Zur Umsetzung der Wärmewende sollte 
die Politik auf den Einsatz mehrerer 
Politikinstrumente setzen, die im Rah- 
men einer Gesamtstrategie sinnvoll 
aufeinander abgestimmt sind. Von der 
kommunalen Wärmeplanung über ver- 
schiedene Förderprogramme, informa- 
torische Ansätze bis zum Mietrecht 
stehen dabei eine Vielzahl von 
politischen Instrumenten zur Verfügung. 
In der politischen und wissenschaftlichen 
Diskussion stehen aber aktuell die 

Gewichtung und Kombination von 
ordnungsrechtlichen Ansätzen, wie das 
Gebäudeenergiegesetz (GEG), und 
marktlichen Ansätzen, wie die CO2-
Bepreisung, im Vordergrund. Mit Blick 
auf die CO2-Bepreisung ist der geplante 
Übergang des im Rahmen des Brenn-
stoffemissionshandelsgesetz (BEHG) 
geregelten nationalen Brennstoffemissi-
onshandels in den Europäischen Emis-
sionshandel 2 (ETS 2) für Gebäude und 
Verkehr zu berücksichtigen (Pahle, 
2024). 

Soll die Transformation dem normalen 
Investitionszyklus folgen, dann sollten so 
bald wie möglich alle neu installierten 
Heizungen klimaneutrales Heizen er-
möglichen. Beim ordnungsrechtlichen 
Ansatz kann dies über den Auslösetatbe-
stand (Zeitpunkt des Heizungstauschs) 
und/oder die Festlegung von möglichen 
Erfüllungsoptionen geregelt werden. Bei 
der CO2-Bepreisung hingegen soll ein 
festgelegter Emissionsminderungspfad 
(Cap) dafür sorgen, dass sich am Markt 
ein CO2-Preis bildet, der so hoch ist, dass 
Gebäudeeigentümer einen wirtschaftli-
chen Anreiz erhalten, in klimaneutrale 
Lösungen zu investieren. 

Nur die sinnvolle Kombination beider 
Ansätze ermöglicht eine effiziente Zieler-
reichung. Der marktwirtschaftliche 
Ansatz stellt mit seinem CO2-Cap sicher, 
dass die Klimaziele erreicht werden, 
während der CO2-Preis einen Anreiz für 
die Wahl der kosteneffizientesten, tech-
nologischen Lösungen setzt. Der ord-

2. INSTRUMENTIERUNG DER 
GEBÄUDEWENDE
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nungsrechtliche Ansatz sorgt für Plan-
barkeit und stellt sicher, dass der Hei-
zungstausch zum richtigen Zeitpunkt 
erfolgt. Damit schützt er Verbrauchende 
vor „Lock-in“-Investitionen. Vor dem Hin-
tergrund der Heterogenität von Ge-
bäuden und Eigentümern ist gleichzeitig 
ein Bündel weiterer Maßnahmen erfor-
derlich, um die Wärmewende mit einem 
konsistenten Instrumentenmix zügig, ef-
fizient und sozial ausgewogen voranzu-
bringen. 

Hier ist insbesondere die staatliche För-
derung zu nennen. Diese ist notwendig, 
um allen Akteuren die mit der Wärme-
wende verbundenen Investitionen zu 
ermöglichen und dabei insbesondere 
individuelle soziale Härten passgenau 
zu adressieren. 

Ordnungsrechtlicher Ansatz über anlassbezogene Gebote Marktwirtschaftlicher Ansatz über CO2-Bepreisung und CO2 Cap

 +

• Das Ordnungsrecht kann so gestaltet werden, dass es eine 
     Zielerreichung sicherstellt.
• Der ordnungsrechtliche Ansatz schafft Planungssicherheit für   
     Marktakteure und Verbraucher, da klare Vorgaben zum zeitlichen 
     Verlauf der Anforderungen bestehen.
• Klare Anforderungen an neue Heizungen können das Risiko von 
     Fehlinvestitionen reduzieren. So wird ein Lock-in vermieden, bei 
     dem Gebäudeeigentümer in eine Technologie investieren, die 
     langfristig nicht mit den Klimaschutzzielen vereinbar ist.
• Der Ansatz kann so gestaltet werden, dass die Umstellung auf  
     eine klimaneutrale Heizung zum geeigneten Zeitpunkt erfolgt, 
     z.B. bei einem anstehenden Heizungstausch im Rahmen des 
     Investitionszyklus.
• Gebote wirken nur im entscheidenden Moment der Investitions-
     entscheidung und stellen keine Belastung im Betrieb  
     bestehender Heizungen dar.
• Ordnungsrechtliche Ansätze können so gestaltet werden, dass 
     den Hauseigentümerinnen und -eigentümern die Wahlfreiheit 
     zwischen verschiedenen klimaneutralen Heizungslösungen 
     belassen wird.

• Durch ein Preissignal unterstützt der Ansatz die Durchsetzung der
     marktfähigsten Lösungen. Ein steigender CO2-Preis macht
     klimaschädliche Heiztechnologien wirtschaftlich unattraktiv und 
     klimafreundlichere Alternativen relativ günstiger, was die Wahl
     effizienter Lösungen begünstigt. 
• Die CO2-Bepreisung generiert zusätzliche Einnahmen, die u.a. zur
     finanziellen Förderung von Maßnahmen der Wärmewende wie 
     Infrastrukturkosten oder zur Kompensation der Belastung durch
     die CO2-Bepreisung verwendet werden können.
• Die Erwartung eines zukünftigen CO2-Preises kann zielkompatible
     Investitionen anreizen und so unerwünschte Vorzieheffekte
     vermeiden.
• Die CO2-Bepreisung ermöglicht Hauseigentümerinnen und -   
     eigentümern selbst zu entscheiden, wann es für sie zu teuer ist, den
     CO2-Preis zu zahlen und auf eine klimaneutrale Heizungslösung
     umsteigen.

 -

• Ordnungsrechtliche Eingriffe können von Bürgerinnen und
     Bürgern als Eingriff in ihre Entscheidungsautonomie und 
     persönliche Freiheit empfunden werden. Dies gilt insbesondere
     für die Verpflichtung, im Falle eines gesetzlich definierten
     Auslösers (z.B. der Heizungstausch) auf eine klimaneutrale
     Heizungslösung umzusteigen. 
• Treten angekündigte Anforderungen erst in der Zukunft in Kraft,
     können sie sowohl zu unerwünschten Vorzieheffekten (und damit
     zu einem fossilen Lock-in) als auch zu einem verzögerten
     Heizungswechsel führen, indem bestehende Gas- und Ölkessel
     durch Reparaturen „am Leben“ erhalten werden.
• Die Umsetzung ordnungsrechtlicher Ansätze erfordert staatliche
     Aufsicht und Kontrolle, was mit Transaktionskosten auf
     staatlicher Ebene verbunden ist.  

•  Die unsichere Preisentwicklung des sich am Markt bildenden CO2 - 
     Preis geht zu Lasten der Planungssicherheit für die Marktakteure.
     Das gilt auch für die Antizipation eines möglichen Mindestpreispfad
     und deren Einbeziehung in Investitionsentscheidungen. 
• Preisunsicherheiten bergen das Risiko von „stranded assets“, wenn
     zur Erreichung der Klimaziele zusätzliche Investitionen außerhalb
     des geplanten Investitionszyklus notwendig werden. 
•  Neben wirtschaftlichen Aspekten wie der Höhe des CO2-Preises gibt
     es zahlreiche weitere Faktoren, die die Investitionsentscheidung von
     Gebäudeeigentümerinnen und -eigentümern beeinflussen, z.B. die
     Beratung durch Handwerksfirmen und die Tendenz, die vorherige
     Technologie erneut zu wählen.
• Die CO2-Bepreisung führt zu finanziellen Mehrbelastungen während
     der Lebensdauer von Heizungsanlagen, unabhängig davon, ob es
     sich um neue oder alte Anlagen handelt. 
• Im Mietgebäude-Sektor wirkt das Preissignal nicht direkt auf die
     Hauseigentümerinnen und -eigentümer, da in der Regel die
     Mietenden die Energiekosten tragen: Hauseigentümer werden nur
     indirekt über das Stufenmodell des CO2-Aufteilungsgesetz
     adressiert.  

Infobox: Politische Ansätze für die Wärmewende im Vergleich
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Für die politische Durchsetzbarkeit ist es 
wichtig, dass beide Politikansätze ein 
Mindestmaß an Akzeptanz finden. Beim 
ordnungsrechtlichen Ansatz geht es vor 
allem um den empfundenen Zwang zu 
einem bestimmten Investitionsverhalten, 
beim marktwirtschaftlichen Ansatz um 
die Höhe des Preises und die damit ver-
bundenen Mehrkosten bei fossilen 
Brennstoffen. Auch hier sind Aspekte der 
Verteilungsgerechtigkeit zentral. Die 
anstehenden Investitionen und damit 
möglicherweise verbundenen Kostenstei-
gerungen können Akteure unterschied-
lich stark belasten. Daher müssen Maß-
nahmen sicherstellen, dass insbeson-
dere einkommensarme Haushalte nicht 
überproportional belastet werden. 
Begrenzte Haushaltsmittel sollten ge-
zielt dafür eingesetzt werden, einkom-
mensarme Haushalte in die Lage zu ver-
setzen, in klimaneutrale und effiziente 
Heizungen zu investieren, bzw. Wohnun-
gen in klimaneutralen Gebäuden zu mie-
ten und sie vor zu hohen finanziellen 
Kostenbelastungen zu schützen. Gleich-
zeitig muss der Rahmen so gestaltet 
sein, dass auch die Vermietenden die 
entsprechenden Investitionen tätigen 
können. Eine konsistente Wärmewende-
politik umfasst daher neben der zielge-
richteten Förderung auch mietrechtliche 
Regelungen, um einen fairen Interes-
sens- und Lastenausgleich zwischen 
Eigentümern und Mietenden herzustel-
len. 

Die Effizienzsteigerung bei der Wärmebe-
reitstellung in Gebäuden sowie der Um-
stieg von fossiler auf klimaneutrale Wär-
meerzeugung in den Heizungskellern 
und Wärmenetzen erfordert Investitio-
nen und ist damit mit Kosten sowohl für 
Eigentümer/Vermietende als auch Mie-
tende verbunden. Daher sind klare Infor-
mationen über Kosten, aber auch Vortei-
le der Änderungen im Wärmebereich, wie 
höherer Komfort, geringere Wartung, Re-
duktion des Schimmelrisikos und noch 
weitere, notwendig, um Verunsicherung 
und Widerstände zu vermeiden. Zudem 
bieten nur verlässliche Rahmenbedin-
gungen die nötige Planungssicherheit 
für Gebäudeeigentümer und Investieren-
de, um die erforderlichen Investitionen 
vorzubereiten. 

Alle Bedürfnisse/Anforderungen der un-
terschiedlichen Akteure zu vereinen, ist 
herausfordernd, aber durch einen Instru-
mentenmix machbar, der folgende 
Grundsätze berücksichtigt:

▶ Investitionen für selbstnutzende 
Eigentümer ermöglichen: Insbeson-
dere selbstnutzende Gebäudebesit-
zende mit niedrigem Einkommen 
und/oder wenig Vermögen müssen 
in die Lage versetzt werden, die an- 
stehenden Investitionen zur Steige-
rung der Effizienz eines Gebäudes 
und klimaneutrale Heiztechnik zu 
tätigen. Eine gezieltere Fokussier- 
ung der Förderung derjenigen, die 

3. GESELLSCHAFTLICHE AKZEPTANZ 
UND VERTEILUNGSGERECHTIGKEIT



die Investitionen nicht allein finan-
zieren können, ist essenziell – auch 
mit Blick auf begrenzte Haushalts-
mittel.

▶ Investitionen für Vermietende 
ermöglichen: Investitionen in die 
Effizienz eines Gebäudes und klima-
neutrale Heiztechnik müssen refi-
nanziert werden können, damit sie 
getätigt werden. Zentraler Ansatz-
punkt im Mietrecht ist hier die Mo- 
dernisierungsumlage, die aktuell 
nicht auf Anforderungen der Wärme-
wende ausgerichtet ist (Henger et 
al., 2023). Eine Reform zu einer 
„energetischen” Modernisierungs-
umlage ist daher notwendig, damit 
insbesondere Investitionen in Klima-

schutzmaßnahmen angereizt wer-
den und gleichzeitig sichergestellt 
wird, dass Mieten nicht überpropor-
tional steigen.

▶ Gezielte Unterstützung von Haus-
halten mit geringem Einkommen 
bei den Heizkosten: Um Energiear-
mut durch eine Anhebung der CO2-
Preise zu vermeiden, sind Maßnah-
men für diejenigen Haushalte erfor-
derlich, die in Gebäuden wohnen, in 
denen eine klimaneutrale Technik 
erst Ende der 2030er bzw. Anfang 
der 2040er Jahre realisiert werden 
können. Ein zielgerichtetes Unter-
stützungsinstrument einkommens-
armer Haushalte stellt das Wohn-
geld dar. Das Wohngeld enthält 

zwar seit dem Beginn des Jahres 
2023 eine Klimakomponente, diese 
muss aber weiterentwickelt werden, 
um eine zielgerichtete Förderung zu 
ermöglichen. 

Ein ausgewogener Mix aus klarer Kom-
munikation, bürgernahen Informationen, 
verlässlichen Rahmenbedingungen so-
wie gezielter Unterstützung durch Förde-
rung ermöglicht einen klimaneutralen 
Gebäudebestand, steigert die gesell-
schaftliche Akzeptanz und vermeidet so-
ziale Härten. 

8
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Angesichts der enormen Herausforde-
rungen der Wärmewende, insbesondere 
im Gebäudebestand, ist der Handlungs-
bedarf und die Notwendigkeit einer ziel-
gerichteten Wärmepolitik als hoch einzu-
stufen. Die anhaltend hohen Treibhaus-
gas-Emissionen, die geringen Fortschrit-
te bei der energetischen Sanierung, die 
aktuellen Entwicklungen auf den Absatz-
märkten für Heizungstechnologien und 
die begrenzten finanziellen Mittel für den 
Klimaschutz werden die neue Bundesre-
gierung vor große Herausforderungen 
stellen. Gerade deshalb ist eine Abkehr 
von ideologisch geprägten Debatten und 
eine Neuausrichtung des Diskurses auf 
Basis wissenschaftlicher Grundlagen not-
wendig. Die neue Bundesregierung sollte 
folgendes beachten: 

▶ Eine erfolgreiche Wärmewende fußt 
auf einem schnellen Wechsel auf 
emissionsarme Energieträger sowie 
der Durchführung von energe-
tischen Sanierungen und Effizienz-
maßnahmen. Im internationalen 
Vergleich zeigt sich, dass hierfür ein 
breiter Politik-Mix aus Ordnungs- 
recht, CO2-Bepreisung, Förderung 
und kommunaler Wärmeplanung 
am ehesten dazu geeignet ist, um 
Treibhausgasemissionen zu redu- 
zieren (Stechemesser et al. 2024). 
Angesichts der Dringlichkeit der Kli-
maziele, der komplexen Kopplung 
von Prozessen und der Vielzahl an 
Akteuren – von Privatpersonen über 
Kommunen hin zu Energieversor- 
gern – ist es entscheidend, Ge-
setzesänderungen am GEG und Wär-

meplanungsgesetz (WPG) maßvoll 
durchzuführen, um nicht erneut 
große Unsicherheiten auszulösen, 
die die Wärmewende um weitere 
Jahre verzögern können.

▶ Eine Novelle des GEG kann ziel- 
führend sein, um das Gesetz zu 
vereinfachen, Treibhausgase als 
leitende Bewertungsgröße einzu-
führen und die EU-Richtlinie über 
die Gesamtenergieeffizienz von Ge- 
bäuden (EPBD) umzusetzen. Das 
generelle Gebot zum Einbau klima-
neutraler Heizungssysteme sowohl 
im Neubau und beim Ersatz im Be- 
stand sollte auch aus Gründen der 
Planungssicherheit erhalten bleiben.

▶ Bis zum Jahr 2026 wird der CO2-
Preis im Gebäudesektor so niedrig 
bleiben, dass eine Steuerungswir-
kung für selbstnutzende Eigentümer 
im Hinblick auf Reduzierung des 
CO2-Verbrauchs nicht zu erwarten 
ist. Insbesondere die niedrigen Gas-
preise im Vergleich zu den Strom-
kosten und die bislang hohen Instal-
lationskosten von Wärmepumpen 
setzen Fehlanreize, die sowohl Ver-
brauchende als auch das Klima zahl-
reichen Risiken aussetzen. Ab dem 
Jahr 2027 kann mit signifikant hö-
heren CO2-Preisen gerechnet wer-
den. Um die Investitionssicherheit 
zur erhöhen, sollten diese mit Min-
destpreisen versehen werden, die im 
Zeitverlauf ansteigen.

4.  IMPULSE AN DIE NEUE BUNDES-
REGIERUNG
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▶ Die gesellschaftliche Akzeptanz der 
Wärmewende hat im letzten Jahr 
stark gelitten und das Vertrauen in 
die Politik muss zurückgewonnen 
werden. Um Hausbesitzende und 
Vermietende zu Investitionsentschei-
dungen zu motivieren, braucht es 
klare Informationen und verlässliche 
Rahmenbedingungen sowie unbüro-
kratische Förderprogramme. Die 
Unterstützung von insbesondere 
einkommensarmen Haushalten, 
zum Beispiel durch ein Klimageld, 
kann zur Verteilungsgerechtigkeit 
beitragen.

▶ Es fehlen weiterhin verlässliche Da-
ten über den Energiebedarf und 
Energieverbrauch von Gebäuden, 
deren technische Ausstattung und 
Sanierungsbedarf. Diese Informatio-
nen sind jedoch wichtig, um das Be-
wusstsein der Marktakteure zu erhö-
hen, die Wirksamkeit bestehender 
Politiken zu überwachen und geziel-
te Instrumente zum Einsatz zu brin-
gen. Hierbei geht es neben smarten 
Messsystemen oder digitale Plattfor-
men auch um eine Weiterentwick-
lung des Energieausweises, dessen 
Einbeziehung von Bedarfen die 
EPBD-Novelle fordert.
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